
Entschließung der 63. Konferenz
der Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder
vom 07.03. - 08.03.2002 zu

Biometrische Merkmale in Personalausweisen und Pässen

Die Konferenz der Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder hat eingehend über
Geeignetheit, Erforderlichkeit und Angemessenheit der beabsichtigten Einführung
biometrischer Merkmale in Ausweisen und Pässen diskutiert. Sie hat ein Positionspapier des
Arbeitskreises Technik, das detaillierte Prüfpunkte für die Erprobungsphase einer solcher
Maßnahme nennt, zustimmend zur Kenntnis genommen. Für den Fall, dass das Vorhaben
trotz noch bestehender Bedenken realisiert werden sollte, hat sie übereinstimmend folgende
Anforderungen formuliert:

1. Fälschliche Zurückweisungen berechtigter Personen durch automatisierte
Personenerkennungssysteme sind auch bei ständiger Verbesserung der Technik
prinzipiell nicht zu vermeiden. Es dürfen deshalb nur Verfahren in Betracht gezogen
werden, bei denen die Fehlerquote zumutbar gering ist. In Fehlerfällen muss dafür Sorge
getragen werden, dass eine die Betroffenen nicht diskriminierende rasche Aufklärung
erfolgt.

2. Zu berücksichtigen ist, dass bei der Anwendung biometrischer Verfahren
Zusatzinformationen anfallen können (z.B. Krankheits, Unfall-,
Beschäftigungsindikatoren). Es muss sichergestellt werden, dass die gespeicherten und
verarbeiteten  Daten keine Rückschlüsse auf zusätzliche personenbezogene Merkmale
erlauben.

3. Systeme, die biometrische Daten aus Ausweisen ohne Kenntnis der Betroffenen
verarbeiten  (sog. passive Systeme), sind abzulehnen.

4. Der Gesetzgeber hat die Verwendung biometrischer Daten in Ausweisen und Pässen
grundsätzlich auf die Feststellung beschränkt, dass die dort gespeicherten Daten mit den
Merkmalen der jeweiligen Ausweisinhaber und -inhaberinnen  übereinstimmen; dies
muss erhalten bleiben. Die Verwendung der  biometrischen  Merkmale für andere
öffentliche Zwecke (außer der gesetzlich zugelassenen Verwendung aus dem
Fahndungsbestand) wie auch für privatrechtliche Zwecke (Versicherung,
Gesundheitssystem) ist auszuschließen. Deshalb hat der Gesetzgeber zu Recht die
Einrichtung zentraler Dateien ausgeschlossen. Diese gesetzgeberische Entscheidung
darf nicht durch den Aufbau dezentraler Dateien umgangen werden.

5. Die Entscheidung über das auszuwählende biometrische Erkennungssystem verlangt ein
abgestimmtes europäisches Vorgehen.


